
Sitzung des Ministerrates am 25. Februar 2025 

 

TOP 6: Fortschreibung des Kommunalen Klimapakts (KKP) 2025 bis 2027 
- Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität - 

 

 

Beschluss: 

1. Der Ministerrat nimmt die unter Federführung des Ministeriums für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie und Mobilität in Abstimmung mit dem Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, dem Ministerium des Innern und für Sport, 
den kommunalen Spitzenverbände und dem Verband kommunaler Unternehmen 
sowie den beratenden Institutionen, Kompetenzzentrum für Klimawandelfolgen 
und Energieagentur Rheinland-Pfalz, erstellte Vereinbarung zur Fortschreibung 
des Kommunalen Klimapakts (KKP) 2025 bis 2027 zur Kenntnis. 

2. Der Ministerrat bittet die Ministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität, 
die Ministerin für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau sowie den 
Minister des Innern und für Sport die Vereinbarung zur Fortschreibung des 
Kommunalen Klimapakts (KKP) 2025 bis 2027 für die Landesregierung zu 
unterzeichnen. Für die Kommunen unterzeichnen die Vorsitzenden der 
kommunalen Spitzenverbände und der Vorsitzende des Verbandes kommunaler 
Unternehmen. 

 

Erläuterungen: 

Die Regierungsparteien haben sich im Koalitionsvertrag 2021 bis 2026 zum Ziel 
gesetzt, die Kommunen mit einem Kommunalen Klimapakt (KKP) noch stärker und 
ressortübergreifend zu unterstützen, um gemeinsam das Ziel eines „Klimaneutralen 

Rheinland-Pfalz“ bis spätestens 2040 zu erreichen. Das Land betrachtet dabei die 

Finanzierung des kommunalen Klimaschutzes und die Anpassung an die 
Klimawandelfolgen als eine Investition in eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung 
zur Steigerung der regionalen Wertschöpfung und zur Sicherung des 
Wirtschaftsstandortes Rheinland-Pfalz. 

Auf Beschluss des Ministerrats vom 13. Juli 2021 erarbeiteten das federführende 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität in Abstimmung mit dem 
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, dem Ministerium des 
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Innern und für Sport, den kommunalen Spitzenverbänden und dem Verband 
kommunaler Unternehmen sowie den beratenden Institutionen, Kompetenzzentrum 
für Klimawandelfolgen und Energieagentur Rheinland-Pfalz, die Gemeinsame 
Erklärung. 

Diese wurde am 29. November 2022 in Anwesenheit der genannten Ministerien, der 
kommunalen Spitzenverbände sowie des Verbands kommunaler Unternehmen 
unterzeichnet. Zusammen mit dem „Kommunalen Investitionsprogramm Klimaschutz 

und Investition“ (KIPKI) bildet der KKP die Kommunale Klima-Offensive. 

Die Gemeinsame Erklärung sieht vor, die ersten beiden Phasen des Kommunalen 
Klimapakts 2022/23 und 2023/24 fortzuschreiben. Die gemeinsame Erklärung ist, 
unter Berücksichtigung aller weiteren Entwicklungen, Grundlage für die Fortschreibung 
des KKP im Zeitraum 2025 bis 2027. Die Kernelemente der Gemeinsamen Erklärung 
haben weiter Bestand.  

Der Kommunale Klimapakt ist ein wesentliches Instrument zur Umsetzung und 
Verstetigung von Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfolgen als 
kommunale Querschnittsaufgabe und damit zur effizienten Erreichung der 
Klimaschutzziele des Landes. Der Kommunale Klimapakt gibt für den Ausbau der 
Erneuerbaren Energien und eine konsequente Anpassung an die Klimawandelfolgen 
wesentliche Impulse, indem kommunales Klimamanagement verstetigt, praktische 
Maßnahmen mit hoher Wirksamkeit und Skalierbarkeit lokal umgesetzt und 
Transformationsprozesse vorangebracht werden. Der Kommunale Klimapakt befähigt 
die Kommunen, über die Instrumente Beratung und Vernetzung sowie Kommunikation, 
die Herausforderungen beim Klimaschutz und bei der Anpassung an den Klimawandel 
systematisch anzugehen, so dass sie vor Ort Wirkung entfalten. Die Weiterführung 
und Umsetzung des Kommunalen Klimapakts durch die Vereinbarung zur 
Fortschreibung des Kommunalen Klimapakts ist ein zentraler Baustein des 
Regierungsschwerpunkts „Klimaneutrales Rheinland-Pfalz“. 


